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A. Einleitung 

Der Begriff  der "Globalisierung" der wirtschaftlichen und politischen Zu-
sammenhänge ist zu einem Schlagwort in der öffentlichen  Diskussion der 
vergangenen Jahre geworden. Das Spannungsverhältnis zwischen der formalen 
Unabhängigkeit der Staaten (Souveränität) und ihrer faktischen globalen 
Verflechtung kann als geradezu klassisches Thema angesehen werden1. Die 
nationalen Grenzen haben in nahezu allen Bereichen an Bedeutung verloren. 
Umweltschutz, Wirtschafte- und Währungspolitik sowie Außen- und Innen-
politik sind auf der Ebene des Nationalstaates nicht mehr länger erfolgver-
sprechend zu betreiben. Infolge dieser Entwicklung sind vielfältige Koope-
rationsformen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit auf diversen Entschei-
dungsebenen entstanden2. Ziel der Bemühungen um eine umfassende Zusam-
menarbeit und die Herausbildung supranationaler Kompetenzen und Entschei-
dungsstrukturen in Europa ist es, "die europäischen Nationalstaaten zu einem 
wirkmächtigen "Global Player" zusammenzufügen"3. 

I. Polizeiliche und zollbehördliche Zusammenarbeit als 
Ausprägung der Verwaltungskooperation in Europa 

Art. B (4. Gedankenstrich) des EU-Vertrages in der durch den Amsterdamer 
Vertrag geänderten Fassung definiert  als Ziel der Europäischen Union "die 
Erhaltung und Weiterentwicklung der Union als Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts". Zur Verwirklichung dieses Ziels arbeiten Polizei- und 
Zollverwaltungen4 der Mitgliedstaaten immer enger zusammen. Das grenzüber-
schreitende Zusammenwirken dieser Behörden ist nur ein Beispiel der immer 
engeren exekutivischen Kooperation der EU-Staaten untereinander. Infolge der 
Fortentwicklung der europäischen Integration entwickeln sich Kooperations-
strukturen und -mechanismen nicht nur vertikal im Verhältnis der Mitgliedstaa-

1 Schermers/Blokker,  International Institutional Law, § 3. 
2 Vgl. W. Wessels,  in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch, Europäische Integration, S. 165 ff. 
3 Pitschas,  JBStVwW 8 (1995), 379. 
4 Polizei- und Zollverwaltungen werden im folgenden unter dem Begriff  "Sicher-

heitsbehörden" zusammengefaßt. Dieser soll hingegen nicht  die Geheimdienste mit 
einschließen. 
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ten zur EG (-Kommission), sondern auch horizontal im Verhältnis der mit-
gliedstaatlichen Verwaltungen zueinander. Die Besonderheit der sicherheits-
behördlichen Zusammenarbeit liegt darin, daß sie außerhalb der klassischen 
Gemeinschaftsrechtsordnung im engeren Sinne angesiedelt ist und sich inso-
weit von der horizontalen mitgliedstaatlichen Kooperation innerhalb der EG 
unterscheidet5. Kooperationspflichten der nationalen Behörden bestehen dort in 
weiten Bereichen des Wirtschaftsrechts.  Die Finanzbehörden arbeiten in 
Steuersachen seit langem intensiv zusammen6. Das Recht der inneren Sicher-
heit ist hinter dieser Entwicklung zurückgeblieben. Während insbesondere 
Strukturen der organisierten Kriminalität grenzüberschreitend kooperieren7, ist 
das Sicherheitsrecht traditionell durch eine starke Betonung der einzel-
staatlichen Souveränität gekennzeichnet8. Doch zeichnet sich in der Politik ein 
Wandel des Souveränitätsverständnisses ab: 

"Denn im heutigen Europa bedeutet Souveränität weniger die Fähigkeit zum Schutz 
der Grenzen, sondern die Fähigkeit, ihre Öffnung  zu handhaben. Diese Herausfor-
derungen bekommen eine immer größere Dimension, die über nationale Grenzen 
hinwegreicht. Mit Hilfe neuer technologischer Mittel betreiben Drogenhändler, Ter-
roristen und Kriminelle ihre illegalen Geschäfte längst über nationale Grenzen hin-
weg. Die innere Sicherheit in Europa erfordert  die Schaffung  eines einheitlichen 
Rechtsraumes."9 

Angesichts der fortbestehenden Unterschiede in den mitgliedstaatlichen 
Rechtsordnungen braucht die grenzüberschreitende Kooperation in diesem 
Bereich in besonderem Maße flexible Strukturen, die allerdings in Konflikt mit 
dem überkommenen völkerrechtlichen Souveränitätsdenken geraten können. 
Aufgabe des Kooperationsrechts ist es, solche Konflikte zu verhindern, oder sie 
rechtlich faßbar zu machen und einem Mechanismus zur Klärung zu unter-
werfen. 

5 Zu dieser Schmidt-Aßmann,  EuR 1996, 270; ansatzweise auch Scheuing,  in: 
Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann,  Innovation, S. 289 (331 ff);  zur horizontalen 
Amtshilfe der EG-Mitgliedstaaten Meier,  EuR 1989, 237. 

6 Grundlage der Zusammenarbeit sind zahlreiche bilaterale Doppelbesteuerungs-
abkommen sowie für die EG-Staaten die zur Ausfuhrung der EG-Amtshilfe- (Richtlinie 
(EWG) Nr. 77/799 des Rates vom 19. Dezember 1977, ABl. 1977 Nr. L 336, S. 15) und 
Beitreibungsrichtlinie (Richtlinie (EWG) Nr. 76/308 des Rates vom 15. März 1976, 
ABl. Nr. L 73, S. 18) erlassenen nationalen Rechtsvorschriften. 

7 Pitschas,  in: ders., Politik und Recht, S. 4, hebt die günstigen Rahmenbedingungen 
für die "Globalisierung der Kriminalität hervor". 

8 Vgl. Pitschas,  NVwZ 1994, 625: "Polizeirecht ist Souveränitätsrecht". 
9 Erklärung der Außenminister Kinkel (Deutschland) und Dini (Italien) zur Justiz-

und Innenpolitik in der Europäischen Union, FAZ v. 21.2.1997, S. 6. 
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II. Dimensionen der sicherheitsbehördlichen Zusammenarbeit 

Wirksame zwischenstaatliche Kooperationsmechanismen benötigen recht-
liche Rahmenbedingungen, die die Kooperation ermöglichen und steuern (1.), 
ebenso wie die tatsächliche Bereitschaft  der beteiligten Personen, die recht-
lichen Möglichkeiten zu nutzen und auszuschöpfen (2.). 

1. Rechtliche Ebene 

Die Kooperation der EU-Staaten findet auf verschiedenen rechtlichen 
Ebenen statt. Neben den klassischen völkerrechtlichen Vereinbarungen mit 
Nachbarstaaten10 gewinnt die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und 
Inneres nach Titel V I des EU-Vertrages an Bedeutung. Das Europol-
Übereinkommen11 liegt den EU-Staaten zur Ratifizierung vor. Das Europäische 
Polizeiamt Europol soll als zentrale Verbindungsstelle die Zusammenarbeit 
zwischen den nationalen Behörden, insbesondere den Datenaustausch, fördern. 
An der Schnittstelle zwischen reinem Völkerrecht und Europäischer Union 
bewegen sich die Vertragsstaaten der Schengener Übereinkommen12. Ziel 
dieser Übereinkommen ist nicht die Errichtung einer gemeinsamen Polizei-
stelle, sondern die Förderung der Zusammenarbeit der nationalen Behörden. Es 
steht außer Zweifel, daß Verbesserungen in dieser Hinsicht erforderlich  sind13. 
Die Kooperation im Rahmen von "Schengen" beruht derzeit auf völker-

10 Vgl. Wittkämper/Krevert/Kohly  Innere Sicherheit, S. 125 ff. 
11 Rechtsakt des Rates vom 26. Juli 1995 über die Fertigstellung des Überein-

kommens aufgrund von Art. K.3 des Vertrags über die Europäische Union über die 
Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen), ABl. Nr. C 
316/1. 

12 Übereinkommen zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschafts-
union, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend  den 
schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen vom 14. Juni 1985, 
GMB1. 1986, S. 79, (Schengen I) sowie Übereinkommen zur Durchführung  des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der 
Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik betreffend  den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen vom 19. Juni 1990, BGBl. 1993 II, S. 1010 (SDÜ). 

13 Vgl. nur Kruizinga,  in: Morie/Murck/Schulte,  Europäische Polizei, S. 180 ff,  der 
- neben anderen Beispielen - von einem Team niederländischer Polizeibeamter 
berichtet, das bei einem Einsatz in Belgien von der dortigen Gendarmerie 
festgenommen, verhört und schließlich für eine Nacht im Gefängnis behalten wurde, 
bevor es der niederländischen Gerichtsbarkeit übergeben wurde. Die Festnahme beruhte 
auf einer mangelhaften Koordination des Vorgehens der diversen belgischen 
Polizeibehörden untereinander. 


